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CSU will Zuschussrente
nur für Mütter
Die CSU will den Kreis derjeni-
gen, die die geplante Zuschuss-
rente beziehen sollen, einschrän-
ken. Nur wer selbst Kinder erzo-
gen oder Angehörige gepflegt
habe, solle einen Zuschuss be-
kommen, sagte CSU-Landesgrup-
penchefin Gerda Hasselfeldt ges-
tern in Berlin. Nach dem Plan
von Arbeitsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) sollten alle
Geringverdiener, die viele Jahre
gearbeitet haben, einen Zuschuss
erhalten, der ihre Rente auf
maximal 850 Euro erhöht. Damit
will sie langjährig Beschäftigte
vor Altersarmut schützen. Vo-
raussetzung für den Zuschuss wä-
re jedoch eine Bedürftigkeitsprü-
fung, die Hasselfeldt als „system-
fremd“ für Rentenzahlungen be-
zeichnete. Eine Honorierung von
Erziehungs- und Pflegezeiten
dagegen sei im Rentensystem
leicht möglich. Von der Leyen
muss ihren Gesetzentwurf derzeit
überarbeiten, weil mehrere Mi-
nisterien ihr Veto eingelegt hat-
ten, zum Teil mit Verweis auf die
hohen Kosten. NIKOLAI FICHTNER

Rösler und Röttgen
streiten sich nicht
Die Bundesregierung will die
Energiewende mit einem neuen
„Steuerungskreis“ voranbringen.
Das teilten Wirtschafts- und Um-
weltministerium gestern nach der
Auftaktsitzung mit. Beide Res-
sorts leiten das Gremium ge-
meinsam auf Staatssekretärs-Ebe-
ne, eingeladen sind auch andere
betroffene Ministerien. Wirt-
schafts- und Umweltministerium
reagieren damit auf die Vorwürfe
aus Energiebranche und Indus-
trie, es fehle an einer effektiven
Steuerung der Energiewende. Das
Umweltministerium ist für die er-
neuerbaren Energien zuständig,
das Wirtschaftsministerium für
Stromnetze und konventionelle
Kraftwerke. Beide Ressorts gelten
als traditionell zerstritten. Auch
in der Politik mehren sich daher
Forderungen nach einem eigen-
ständigen Energieministerium.
Dem erteilte Kanzlerin Angela
Merkel vergangene Woche je-
doch eine Absage: Ein eigenes
Energieressort sei erst nach dem
endgültigen Atomausstieg 2022
eine Option. NIKOLAI FICHTNER

Schwere Missstände in
Pflegeheimen
Trotz Verbesserungen leiden
Hunderttausende Bewohner von
Pflegeheimen in Deutschland
unter Missständen. Von den rund
140000 Menschen, die mit Git-
tern oder Gurten im Bett oder
Rollstuhl festgehalten werden,
fehlt nach Recherchen der Kran-
kenkassen bei jedem Zehnten die
vorgeschriebene Anordnung eines
Gerichts. 134000 Menschen mit
erhöhtem Risiko zum Wund-
liegen bekommen nicht genug
Schutz dagegen. Die Krankenkas-
sen forderten die Heime bei der
Präsentation ihrer Prüfergebnisse
am Dienstag in Berlin eindring-
lich auf, die Zustände abzustellen.
„Die gute Nachricht ist, dass sich
die Qualität der Pflege positiv
weiterentwickelt hat“, sagte
Kassenverbandsvorstand Gernot
Kiefer. „Aber es gibt noch viel zu
tun.“ Vor allem die Versorgung
Demenzkranker müsse verbessert
werden. DPA

Informationsfreiheit
wird besser genutzt
Immer mehr Menschen nutzen
das Informationsfreiheitsgesetz
(IFG). 2011 verlangten Bürger
3280-mal Auskunft von Bundes-
behörden und -ministerien, mehr
als doppelt so oft wie im Jahr da-
vor. Das sagte der Informations-
freiheitsbeauftragte des Bundes,
Peter Schaar, gestern in Berlin.
Wegen der Finanzkrise sei zum
Beispiel die Zahl der Anfragen an
das Finanzministerium enorm ge-
stiegen. Auch der Erfolg der Pira-
tenpartei zeuge vom Wunsch der
Bürger nach Transparenz in Poli-
tik und Verwaltung, so Schaar.
Die vielen Ausnahmen vom IFG
erlaubten den Behörden aber zu
oft das „Erfinden von Verweige-
rungsgründen“. TIMO BRÜCKEN

PIRATEN UNTER BESCHUSS Nach ihrem schnellen

Aufstieg kracht es in der Piratenpartei an vielen Stellen. Beim Parteitag am Wochenende müssen die

selbst ernannten Politikfreibeuter eine Menge Probleme lösen – und eine neue Spitze wählen
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Hehre Ideale,
berstende 
Partei

Die Piratenpartei setzt voll auf

Transparenz und Mitbestimmung. 

Doch beide Ziele drohen im 

rasanten Wachstum unterzugehen

Andreas Spengler,
Berlin
...................................................................

Christopher Lang hatte zwei
Outfits im Kofferraum seines BMWs:
eine Lederkluft und ein Sakko. Die Le-
derkluft für den Beruf, das Sakko fürs
Ehrenamt. Beinahe täglich warf sich
Lang das Sakko über. 60 Stunden in
der Woche ackerte der gelernte Fach-
informatiker als Bundespressespre-
cher der Piratenpartei. Bis seine Ent-
scheidung fiel: „Der Job ist für einen
Ehrenamtlichen nicht mehr zu ma-
chen.“

Seit April dieses Jahres hat Lang
eine Nachfolgerin, Anita Möllering.
Sie arbeitet für 800 Euro im Monat,
aber bleibt damit ein Einzelfall. 

Ehrenamtliche Arbeit ist noch im-
mer das Herzstück der Piratenpartei –
und könnte ihr bald zum Verhängnis
werde. Die Partei scheint ihrem eige-
nen Boom nicht mehr gewachsen. Mit
jeder neuen Mitgliederwelle drohen
die Strukturen zu bersten und mit ih-
nen die hehren Partei-Ideale:
Schwarmintelligenz, Basisdemokra-
tie und ehrenamtliche Arbeit.

Rund 1000 neue Mitglieder treten
zurzeit wöchentlich in die Partei ein.
Doch knapp die Hälfte der 27 000 Pira-

ten zahlt keinen
Mitgliedsbeitrag.

Die Säumigen müs-
sen lediglich auf ihr

Stimmrecht verzichten,
ein Parteiausschluss droht

nicht. Die Zahlen werfen die Frage auf:
Wie solide ist das Wachstum der Pira-
tenpartei?

Den Freibeutern mangelt es vor al-
lem an Personal. „Wir brauchen drin-
gend mehr Mitglieder in der Partei,
die aktiv mitarbeiten“, sagt Mölle-
ring. Es klingt wie ein Hilferuf. „Un-
sere Verwaltung und die Partei-IT lau-
fen nur dank absolut heldenhaftem
Einsatz weniger Freiwilliger“, so der
Berliner Parteichef Hartmut Semken. 

Für bezahlte Verwaltungs-
kräfte oder wissenschaftli-

che Mitarbeiter fehlt das
Geld. Sollte die Partei
weitere Landtage und
den Bundestag erobern,

plant sie in Verwal-
tung und Expertise

von außen zu investie-
ren. Es wäre ein Schritt

in Richtung Professiona-
lisierung, aber könnte das

Ende des Schwarmprinzips
bedeuten. 
Als Sprachrohr des Schwarms

gilt bisher die Abstimmungsplattform
„Liquid Feedback“. Doch in Bayern,
dem größten Landesverband, schei-
terte die Einführung an mangelndem
Elan der Mitglieder. Auch auf Bundes-
ebene nutzen bisher nur relativ we-
nige Piraten die Plattform. 

In den vergangenen Wochen quäl-
ten die Partei noch andere Sorgen:
Nach der Holocaust-Relativierung des
Mitglieds Bodo Thiesen entbrannte
eine Diskussion, wie man mit Extre-
misten umgehen solle. „Wir müssen
den Spagat schaffen zwischen ,kein
Platz für Rassismus‘ und Meinungs-
freiheit“, fordert Möllering. 

Längst werden die zahlreichen
verbalen Entgleisungen ein-
zelner Piraten zur Belastung
für die gesamte Partei. Auf
Twitter spottete der Nutzer
„bovbjerg“: „Pirat mit Knall,
Pirat mit Knall, Pirat mit

Knall. Und alle so: Einzelfall! Einzel-
fall! Einzelfall!“ Das erschreckende
sei, wie „hemdsärmlig“ die Partei mit
den Nazi-Vergleichen umgehe, kriti-
siert ein anderer Twitter-Nutzer. 

Möllering entgegnet: „Wenn in der
Partei etwas passiert, ruft sie sofort
nach Transparenz. Das ist unsere
Selbstkontrollinstanz.“

Doch das allein reicht offenbar
nicht aus. Die Partei habe Probleme,
Extremisten aufzuspüren, erklärt
Martin Delius, Geschäftsführer der
Berliner Piratenfraktion. Zurzeit dis-
kutiert die Partei über eine Satzungs-
änderung, die einen schnelleren Aus-
schluss von Extremisten ermöglicht. 

Delius sieht aber die Gefahr, dass
sich die Partei verabschieden könnte
von den offenen Strukturen und direk-
ter Beteiligung, wenn sie ihre Mit-
glieder zu stark kontrolliert. 

Es ist ein Grunddilemma der Par-
tei: Immer öfter stößt sie mit ihren
Idealen an die Grenzen des Machba-
ren. Unter Piraten kursieren bereits
Schreckensszenarien: „Wenn wir mit
der Programmatik und mit der Serio-
sität nicht hinterherkommen, kriegen
wir keinen weiteren Landtag und flie-
gen überall raus“, warnt Semken. 

Auf dem Bundesparteitag am Wo-
chenende wird es vor allem um Köpfe
gehen – für Programmatik bleibt wie-
der einmal keine Zeit.

Drei auf dem Grill
Die Piraten wählen ihren neuen Vorstand // Die wichtigsten Kandidaten im FTD-Check

Timo Brücken, Berlin,  
und Frauke Ladleif, Hamburg
................................................................................................

Am Wochenende grillen die
Piraten ihre Vorstandskandi-
daten. Die Partei versammelt
sich zum Bundesparteitag in
Neumünster und wählt ihre
Führungsriege neu. Und jeder
Kandidat wird von der Basis
ins Kreuzverhör genommen –
Grillen eben. Für den Chefpos-
ten bewerben sich elf Piraten,
gefährlich für Amtsinhaber
Sebastian Nerz könnten be-
sonders zwei von ihnen wer-
den: Sein Stellvertreter Bernd
Schlömer und die Feministin
Julia Schramm.

Schramm ist die einzige
ernsthafte weibliche Kandida-
tin für den Vorstand. Da will
sie unbedingt rein. Deswegen
bewirbt sie sich gleichzeitig
als Vorsitzende, Stellvertrete-
rin und Beisitzerin. Die
26-jährige Politologin nennt
sich selbst „Post-Gender-Fe-
ministin“ und inszeniert sich

als Denkerin. Sie bloggt „aus dem Le-
ben in der Metamoderne“ und zitiert
in Diskussion auch mal Hanna Arendt.
Mit ihren Positionen eckt Schramm
an, auch parteiintern. Auf „Spiegel
Online“ sagte sie, das Recht auf Pri-
vatsphäre sei ein Relikt der 80er-Jahre
und forderte: „Keine Macht den Da-
tenschützern“. Sie selbst breitet ihr
ganzes Leben im Internet aus. Derzeit
meidet sie jedoch die Öffentlichkeit,
um ihre Kandidatur nicht zu gefähr-
den. Denn aufmüpfige Piraten mit zu
viel Medienpräsenz werden von der
Basis gerne abgestraft. 

Bernd Schlömer ist mehr der Typ
des disziplinierten Beamten. Der
40-Jährige ist Regierungsdirektor im
Bundesverteidigungsministerium.
Sein Tagesablauf: Um sechs Uhr auf-
stehen und Partei-E-Mails beantwor-
ten. Dann bis 17 Uhr ins Büro. Und
nach Feierabend weiter für die Piraten
arbeiten, oft bis Mitternacht. Zeit zum
Fußballgucken bleibt dem St.-Pauli-
Fan da kaum noch, erzählte er dem
„Hamburger Abendblatt“. Schlömer
glaubt fest daran, dass die Piraten mit-
telfristig irgendwo mitregieren.
Schließlich seien sie die „neue digitale

Volkspartei“ und derzeit „drittstärkste
Kraft“ in Deutschland – umstrittene
Umfragen hin oder her.

Auch dem jetzigen Piratenchef Se-
bastian Nerz mangelt es nicht an
Selbstbewusstsein. Sollten die Pira-
ten irgendwann in der Regierung
sein, wäre er gern Innenminister,
sagte Nerz. Seine Ratschläge klingen
jedenfalls schon ganz amtsgerecht:
Die Menschen müssten lernen, mit ih-
ren Daten sorgsam umzugehen und
den Unterschied zwischen einem pri-
vaten Gespräch und einem öffentli-
chen Forum kennen, schreibt er im Pi-
raten-Wiki, dem internen Info-Medi-
um. Als Informatiker und Software-
entwickler ist Nerz quasi ein Proto-
typ-Pirat, „Nerd“ ist für ihn keine Be-
leidigung. „Zweiter Helmut Kohl“, wie
er kürzlich bei Twitter lesen musste,
aber wahrscheinlich schon. Berliner
Abgeordnete hatten gegen den Vor-
stand gehetzt, Nerz beschwerte sich
beim Fraktionschef – und der Shit-
storm brach los. 

Ob Nerz das nachhängt, zeigt sich
am Wochenende. Die Piraten ent-
scheiden, wer sie führen soll: Der
Nerd, der Beamte oder die Feministin.
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INTERVIEW.......................................................................................................................................................................................................................

„Der Hype um die Piraten 
ist wie Flugsand“

Der Journalist und

Politikberater Michael
Spreng war unter

anderem Chefredakteur

der „Bild am Sonntag“

und Wahlkampfberater

von Edmund Stoiber

FTD Herr Spreng, wie nachhaltig ist
der Erfolg der Piraten?
MICHAEL SPRENG Das ist ein sich selbst
ernährender Hype. Eine Blase, von
der man nicht weiß, ob sie irgend-
wann wieder platzt. Solche Sympa-
thisantenhypes sind wie Flugsand.
Der kann auch wieder verwehen.
Wovon hängt das ab?
SPRENG Die Piraten müssen ihre Sym-
pathisanten an sich binden, durch Po-
litik und nicht nur durch Lebensge-
fühl und Antisein. Und sie müssen
ihre innerparteilichen Probleme lö-
sen, vor allem ihr massives Rechtsra-
dikalenproblem. Außerdem sind ihre
Vorstände kastrierte Führungsorga-
ne. Sie haben kein Rederecht, dürfen
keine eigenen Positionen vertreten

und sind deswegen meist sprachlos.
Was passiert im Parlamentsalltag
mit den Piraten?
SPRENG Dann müssen sie sich mit den
wirklichen Problemen des Landes
auseinandersetzen und Positionen
beziehen. Aber so weit sind sie nicht.
Koalitionen mit den Piraten sind voll-
kommen unrealistisch. Man kann ja
nicht mit einer Partei koalieren, die
nicht verhandlungs-, beschluss- und
absprachefähig ist. 
Warum jagen sie trotzdem allen
Parteien Stimmen ab?
SPRENG Die anderen haben den Hype
selbst genährt, durch Intransparenz
und Hinterzimmerpolitik. Daraus
speist sich der Erfolg der Piraten. 
Warum geht gerade die CDU kaum
auf Konfrontationskurs?
SPRENG Die CDU hat ein klammheim-
liches Interesse, dass die Piraten mög-
lichst bis zur Bundestagswahl erfolg-
reich bleiben. Je stärker die Piraten
werden, umso sicherer wird eine
Große Koalition unter Führung von
Frau Merkel. INTERVIEW: TIMO BRÜCKEN

FTD/am; Quelle: INSA, Yougov

Piraten legen zu
„Welche Partei würden Sie wählen, wenn am 
nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre?“, in %

35
(33,8)

Union

15
(10,7)

Grüne

26
(23,0)

SPD

6
(11,9)

LinkePiraten

10
(2,0)

FDP

4
(14,6)

in Klammern: Ergebnis vom
27.9.2009, Umfrage vom
20.4. bis 23.4.2012, 2097 Befragte,
an 100 % Fehlende = Sonstige


